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35. Verordnung: Fünfte Versicherungsüberleitungsverordnung.
36. Verordnung: Gehaltskassen-Wahlordnung.
37. Verordnung: Abänderung der Sprengel der Bezirksgerichte Gleisdorf und Graz-Umgebung.
3 8 . Verordnung: Abänderung der Zeitungspostordnung.
39. Verordnung: Errichtung einer israelitischen Kultusgemeinde in Innsbruck und die Feststellung ihres Sprengeis.
40. Verordnung: Anordnungen über die Bestellung des provisorischen Kultusgemeindevorstandes und die vorläufige

Besorgung der Gemeindeangelegenheiten der neu errichteten israelitischen Kultusgemeinde Innsbruck.
4 1 . Kundmachung: Beitritt weiterer Staaten zur Verfassung der Organisation der Vereinten Nationen für Er-

ziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO).
4 2 . Kundmachung: Teilweise Aufhebung des § 3 Z. 13 des Anhanges zur Verordnung des Bundesministeriums

für Handel und Wiederaufbau über die Errichtung der Fachgruppen und Fachverbände der gewerblichen
Wirtschaft (Fachgruppenordnung).

35. Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 6. Feber 1952, betref-
fend die Regelung von Fragen der öster-
reichischen Vertragsversicherung (Fünfte

Versicherungsüberleitungsverordnung).

Auf Grund des § 6 Abs. 1 des Versicherungs-
überleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 108/1946, in der
Fassung des Währungsschutzgesetzes, BGBl.
Nr. 250/1947, und der Versicherungsüberleitungs-
gesetznovelle 1951, BGBl. Nr. 77, wird ver-
ordnet:

§ 1. Zahlungen für Kriegsschäden (§ 4 Abs. 1,
C lit. d des Versicherungsüberleitungsgesetzes)
aus Transportversicherungen, die bei der
Deutschen Kriegsversicherungs-Gemeinschaft ab-
gedeckt worden sind, sind zugelassen, soweit der
Versicherer nach dem Gemeinschaftsvertrag und
den in der Bundesrepublik Deutschland gelten-
den gesetzlichen Bestimmungen Zahlung aus
dem Vermögen der Deutschen Kriegsversiche-
rungs-Gemeinschaft erhält.

§ 2. Für die Zahlung an den Versicherungs-
nehmer sind dem Versicherer zugeflossene
Fremdwährungsbeträge nach Maßgabe der Ver-
wertbarkeit auf Grund der im Zeitpunkt der
Zahlung jeweils in Geltung stehenden Devisen-
bestimmungen in Schillinge umzurechnen.

Kamitz

36. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 9. Feber 1952,
betreffend die Erlassung einer Wahlordnung
für die „Pharmazeutische Gehaltskasse für
Österreich" („Gehaltskassen-Wahlordnung").

Auf Grund des § 10 e des Gehaltskassen-
gesetzes, BGBl. Nr. 23 vom Jahre 1928, in der

Fassung des Bundesgesetzes vom 14. Feber 1951,
BGBl. Nr. 62, wird für die "Wahl in die „Phar-
mazeutische Gehaltskasse für Österreich" nach-
stehende Wahlordnung erlassen:

W a h l k r e i s .

§ 1. Für die Wahlen in die Hauptversammlung
der „Pharmazeutischen Gehaltskasse für Öster-
reich" bildet das gesamte Bundesgebiet der
Republik Österreich einen Wahlkreis.

W a h l k ö r p e r .

§ 2. (1) Für die Mitglieder der „Pharma-
zeutischen Gehaltskasse für Österreich" wird
innerhalb des Wahlkreises für die Dienstgeber
und für die Dienstnehmer je ein Wahlkörper
gebildet.

(2) Der W a h l k ö r p e r der Dienstgeber umfaß t
alle Eigentümer der im § 1 Abs. 1 des Gehalts-
kassengesetzes, BGBl. N r . 23 v o m Jahre 1928,
in der Fassung des Bundesgesetzes v o m 14. Feber
1951, BGBl. N r . 62, genannten Apotheken , so-
fern sie die verantwort l iche Lei tung innehaben,
die Mite igentümer , soweit diese als Pha rma-
zeuten tät ig sind, sowie die Pächter solcher
Apo theken m i t Einschluß aller jener Eigentümer
und Pächter einer öffentlichen Apotheke , die
durch die Ausübung einer F u n k t i o n in einer
Standesver t re tung oder eines öffentlichen M a n -
dates an der Leitung einer Apotheke verhindert
sind.

(3) Der Wahlkörper der Dienstnehmer umfaßt
alle angestellten Pharmazeuten, einschließlich
jener, für die gemäß § 15 des Gehaltskassen-
gesetzes, BGBl. N r . 23 vom Jahre 1928, in der
Fassung des Bundesgesetzes vom 14. Feber 1951,
BGBl. Nr . 62, ein Riskenausgleich geleistet wird
und die auf Grund früherer Studienordnungen
zur Berufsausübung berechtigt sind.
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(4) Stellenlose Apotheker sind nur dann wahl-
berechtigt, wenn sie am Tag der Wahlaus-
schreibung bei der Stellenvermittlung der Phar-
mazeutischen Gehaltskasse gemeldet sind. Sie
üben in diesem Fall ihr Wahlrecht in der Gruppe
der Dienstnehmer aus.

A n o r d n u n g d e r W a h l .

§ 3. Die Wahl in die Hauptversammlung der
„Pharmazeutischen Gehaltskasse für Österreich"
wird vom Bundesministerium für soziale Ver-
waltung angeordnet. Diese Anordnung ist in
der amtlichen „Wiener Zei tung" und in der
„Österreichischen Apothekerze i tung" zu ver-
lautbaren.

L e i t u n g d e r W a h l .

§ 4. (1) Zu r Durchführung und Leitung der
Wahl wird eine Wahlkommission bestellt. Die
Wahlkommission besteht aus dem Bundes-
kommissär der Pharmazeutischen Gehaltskasse
als Vorsitzenden und je zwei aus der Gruppe
der Dienstgeber u n d der Dienstnehmer zu be-
stellenden Mitgliedern sowie deren Ersatzmit-
gliedern.

(2) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder
der Wahlkommission müssen Mitglieder der
Pharmazeutischen Gehaltskasse sein und dürfen
zur Zeit der Wahl keinem Verwaltungsorgan
der Pharmazeutischen Gehaltskasse angehören.

(3) Die Mitglieder u n d Ersatzmitglieder der
Wahlkommission werden vom Bundesmini-
sterium für soziale Verwal tung auf Grund von
Vorschlägen bestellt, die erstmalig von dem vom
Bundesministerium für soziale Verwaltung er-
nannten verantwortl ichen Leiter, in der Folge
vom abtretenden O b m a n n im Einvernehmen
mit der Österreichischen Apothekerkammer , zu
erstatten sind.

(4) Der Bundeskommissär der Pha rmazeu t i -
schen Gehaltskasse als Wahlkommissär ha t vo r
A n t r i t t seines Amtes in die H a n d des Bundes-
ministers für soziale Verwal tung das Gelöbnis
strenger Unparte i l ichkei t u n d gewissenhafter Er-
füllung der mi t seinem A m t ve rbundenen
Pflichten abzulegen.

(5) Bei Bedarf k a n n auf An t rag des W a h l -
kommissärs v o m Bundesminis ter ium für soziale
Verwa l tung ein Stel lvertreter des W a h l k o m m i s -
särs bestellt werden.

(6) Der Wahlkommissär führ t die Geschäfte
der Wahlkommiss ion un t e r Bedachtnahme auf
die Vorschrif ten dieser W a h l o r d n u n g . Der W a h l -
kommissär n i m m t den Mitgliedern u n d Ersatz-
mitgl iedern der Wahlkommiss ion das Gelöbnis
st renger Unpartei l ichkei t u n d gewissenhafter Er -
füllung der mi t dem A m t ve rbundenen Pflichten
ab.

(7) D e r Wahlkommiss ion obliegt insbesondere
a) die Ausschreibung der Wah l , die Fest-

setzung des Ze i tpunktes , bis zu dem sich
die Wahlberecht ig ten im Besitze der W a h l -
kuver t s befinden müssen sowie des Zei t-
raumes, innerha lb dessen die Wah lkuve r t s
(§ 13) bei der Wahlkommiss ion einlangen
oder abgegeben werden müssen (§ 16
Abs. 4);

b) die Zusammenste l lung der Wähler l i s ten
(§ 10);

c) die Bekanntmachung, an welcher Stelle
sowie innerha lb welcher Zei t (Tag u n d
Stunde) die Wähler l is ten zu r Einsicht-
n a h m e aufliegen ( § 1 2 Abs. 1);

d) die Auflegung der Wählerlisten (§ 12
Abs. 1);

e) die Entscheidung über Einsprüche gegen
die Wählerlisten (§ 12 Abs. 5);

f) die Entscheidung über die Wählbarkeit
der Wahlwerber und über die Gültigkeit
der Wahlvorschläge sowie über die Ver-
lautbarung der Wahlvorschläge (§ 15);

g) die Entgegennahme der amtlichen Wahl-
kuverts ( § 1 6 Abs. 2) und der Stimmzettel
(§ 17);

h) die Überprüfung des Wahlergebnisses und
die Feststellung des Abstimmungsergeb-
nisses (§ 23);

i) die Zuweisung der Mandate an die Vor-
schlagslisten und die Verlautbarung des
Wahlergebnisses (§ 23);

j) die Festsetzung der Aufwandentschädigung
(Taggeld) für die Mitglieder der Wahl-
kommission (§ 5 Abs. 3).

§ 5. (1) Die Wahlkommission wird vom Vor-
sitzenden entweder mittels eingeschriebenen
Briefes oder telegraphisch einberufen. Die
Wahlkommission ist beschlußfähig, wenn außer
dem Vorsitzenden wenigstens zwei Mitglieder
(Ersatzmitglieder) anwesend sind, von denen
mindestens je eines der Gruppe der Dienst-
nehmer und der Gruppe der Dienstgeber ange-
hören muß. Die Wahlkommission faßt ihre Be-
schlüsse mit mehr als der Hälfte der abgegebenen
Sitmmen. Der Vorsitzende s t immt in der Regel
nicht mit. Bei Stimmengleichheit gibt seine
Stimme den Ausschlag.

(2) Das A m t eines Mitgliedes (Ersatzmit-
gliedes) der Wahlkommission ist ein öffentliches
Ehrenamt, zu dessen Annahme jedes Mitglied
der Pharmazeutischen Gehaltskasse verpflichtet
ist.

(3) Den Mitgliedern (Ersatzmitgliedern) der
Wahlkommission gebühr t für ihre Tät igkei t
nach Maßgabe ihrer tatsächlichen Inanspruch-
nahme eine Aufwandentschädigung in Geld. Die
H ö h e dieser Aufwandentschädigung (Taggeld)
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wird von der Wahlkommission unter sinn-
gemäßer Anwendung der Bestimmungen und
Tarifsätze der Pharmazeutischen Gehaltskasse bei
Dienstreisen festgesetzt.

§ 6. Jede wahlwerbende Wählergruppe (§14
Abs. 1), deren Wahlvorschläge gemäß § 15 Abs. 6
veröffentlicht werden, kann einen Vertrauens-
mann für die Wahlkommission entsenden. Der
Vertrauensmann ist dem Wahlkommissär
spätestens am fünften Tag vor der Wahl durch
den zustellungsbevollmächtigten Vertreter der
Wählergruppe schriftlich namhaft zu machen.
Jeder Vertrauensmann erhält vom Vorsitzenden
der Wahlkommission einen Eintrittsschein, der
ihm die Anwesenheit als Zeuge der Wahlhand-
lung ermöglicht. Ein Einfluß auf den Gang der
Wahlhandlung steht dem Vertrauensmanne nicht
zu.

A u s s c h r e i b u n g d e r W a h l .

§ 7. (1) Die Wahlkommission bestimmt den
Zeitpunkt der Wahl derart, daß zwischen dem
Tag der Ausschreibung der Wahl (Veröffent-
lichung der Wahlkundmachung) und dem
Wahltag ein Zeitraum von mindestens acht
Wochen liegt.

(2) In der Wahlkundmachung ist festzulegen:
a) der Wahltag, das ist der Tag, an dem die

Wahlberechtigten ihr Wahlrecht durch un-
mittelbare Übergabe des Stimmzettels an
den Leiter der Wahlkommission ausüben
können (§§ 17 und 18) und an dem die
von den Wahlberechtigten durch die Post
abzusendenden, die Stimmzettel enthalten-
den, amtlichen Wahlkuverts bei der Wahl-
kommission eingelangt sein müssen (§ 16);

b) die Bekanntmachung, wo und innerhalb
welcher Zeit am Wahltage die Stimm-
abgabe möglich ist (§ 16 Abs. 4 und §§ 17
bis 19);

c) die Bekanntmachung, wo und wann die
Wählerlisten und ein Abdruck dieser Ver-
ordnung eingesehen werden kann (§ 12
Abs. 1);

d) die Bestimmung, daß Einwendungen gegen
die Wählerlisten binnen zwei Wochen nach
Auflegung derselben beim Vorsitzenden
der Wahlkommission einzubringen sind
und daß verspätet eingebrachte Einwen-
dungen unberücksichtigt bleiben (§ 12
Abs. 2 und 3);

e) die Aufforderung, daß Wahlvorschläge
schriftlich beim Vorsitzenden der Wahl-
kommission spätestens drei Wochen vor
dem Wahltag eingereicht werden müssen
(§14 Abs. 1), widrigenfalls sie nicht be-
rücksichtigt werden (§ 15 Abs. 2); ferner
die Bestimmung, daß die Wahlvorschläge
höchstens doppelt soviel Bewerber ent-

halten dürfen, als Mitglieder von den
beiden Wahlkörpern in die Hauptversamm-
lung zu wählen sind; endlich die Vor-
schrift, daß die Wahlvorschläge von einer
nach § 14 Abs. 2 lit. a festgesetzten Min-
destzahl von Wahlberechtigten unter-
zeichnet sein müssen;

f) die Bekanntmachung, wo und wann die
zur Wahlhandlung zugelassenen Wahlvor-
schläge zur Einsicht der Wahlberechtigten
aufliegen werden (§15 Abs. 6);

g) die Bestimmung, daß Stimmen gültig nur
für verlautbarte Wahlvorschläge abgegeben
werden können (§19 Abs. 1);

h) die Bestimmung, wie die Stimmabgabe zu
erfolgen hat (§§ 16 bis 18).

(S) Die Wahlkundmachung ist in der amtlichen
„Wiener Zeitung" und in der „Österreichischen
Apothekerzeitung" zu veröffentlichen. Die
Wahlkommission kann außerdem auch noch auf
eine andere geeignete Art sämtliche Wahl-
berechtigten von der Wahlausschreibung in
Kenntnis setzen.

A k t i v e s W a h l r e c h t .

§ 8. (1) Wahlberechtigt sind alle im § 2 Abs. 2
und 3 dieser Verordnung angeführten Dienst-
geber und Dienstnehmer, die im Zeitpunkt der
Ausschreibung der Wahl ordnungsgemäß bei der
Pharmazeutischen Gehaltskasse als Mitglieder an-
gemeldet sind, sofern ihnen nicht gemäß § 23
Abs. 1 lit. d des Apothekerkammergesetzes,
BGBl. Nr. 152/1947, das Wahlrecht entzogen ist.

(2) Insofern der Bund, die Länder oder die
Gemeinden Dienstgeber sind, ferner, wenn zur
Lei tung einer öffentlichen Apo theke ein behörd-
lich genehmigter Leiter bestellt wurde , ü b t der
verantwort l iche Leiter das Wahlrecht in der
G r u p p e der Dienstgeber aus. H i e v o n sind jene
Fälle ausgenommen, bei denen auf G r u n d des
Bundesgesetzes v o m 26. Juli 1946, BGBl.
N r . 157, über die Bestellung von öffentlichen
Verwal te rn u n d öffentlichen Aufsichtspersonen
(Verwaltergesetz), in der Fassung der Verwal ter -
gesetznovelle, BGBl. N r . 163/1949, ein öffent-
licher Verwal te r bestellt wurde . I n diesen
Fällen h a t der öffentliche Verwal te r sowie der
allenfalls bestellte verantwort l iche Leiter das
Wahlrech t in der G r u p p e der Diens tnehmer aus-
zuüben.

(3) Jeder Wahlberechtigte ha t n u r eine Stimme,
er darf auch nu r einmal in einer der Wählerlisten
eingetragen sein.

(4) Stellenlose Apotheker (§ 2 Abs. 4) sind
unter den Voraussetzungen des Abs. 1 wahl-
berechtigt, wenn sie bei der Stellenlosenvermitt-
lung der Pharmazeutischen Gehaltskasse ge-
meldet sind.
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P a s s i v e s W a h l r e c h t .

§ 9. Wählbar für die Pharmazeutische Gehalts-
kasse sind alle wahlberechtigten Mitglieder, die
die im § 2 genannten Voraussetzungen erfüllen,
am Tag der Wahlausschreibung das 24. Lebens-
jahr überschritten haben, deren Namen in den
abgeschlossenen Wählerlisten verzeichnet, die
österreichische Staatsbürger und nicht von der
Wählbarkeit in den Nationalrat ausgeschlossen
sind.

W ä h l e r l i s t e n .

§ 10. (1) Auf Grund der Aufzeichnungen der
Pharmazeutischen Gehaltskasse sind von der
Wahlkommission gesondert für die beiden
Wahlkörper nach den Namen alphabetisch ge-
ordnete Wählerlisten anzulegen.

(2) Jeder Wahlberechtigte darf nur in eine
Wählerliste eingetragen werden.

§ 11. Die Pharmazeutische Gehaltskasse und
die Österreichische Apothekerkammer sowie die
Dienstgeber der Wahlberechtigten sind ver-
pflichtet, der Wahlkommission alle zur Anlegung
der Wählerlisten erforderlichen Auskünfte zu
erteilen und Einsicht in die von ihnen geführten
Verzeichnisse der selbständigen und angestellten
Apotheker zu gewähren.

E i n s p r u c h s v e r f a h r e n .

§ 12. (1) Die Wählerlisten sind spätestens eine
Woche nach der Wahlausschreibung von der
Wahlkommission an ihrem Sitz mit der Bekannt-
machung öffentlich aufzulegen, daß Einsprüche
binnen zwei Wochen nach Auflegung der
Wählerlisten beim Vorsitzenden der Wahlkom-
mission eingebracht werden können. Die Be-
kanntmachung über die Auflegung der Wähler-
listen ist in der amtlichen „Wiener Zeitung" und
der „Österreichischen Apothekerzeitung" unter
Hinweis auf die für das Einspruchsverfahren ein-
schlägigen Bestimmungen dieser Verordnung zu
veröffentlichen.

(2) Innerha lb der Einspruchsfrist k a n n jeder
Wahlberecht igte wegen Aufnahme vermeintl ich
Nichtwahlberecht igter oder wegen Nichtauf-
nahme vermeintl ich Wahlberecht igter schriftlich
Einspruch erheben. Jeder Einspruch darf n u r
gegen eine bes t immte Person gerichtet sein. Jeder
Einspruch ist entsprechend zu begründen .

(3) V o m ersten T a g der Auflegung der Wäh le r -
listen an dürfen Änderungen an ihnen nur mehr
im Weg des Einspruchsverfahrens vorgenommen
werden; ausgenommen hievon sind Form-
gebrechen, wie zum Beispiel Schreibfehler u. dgl.

(4) Die Wahlkommiss ion ha t Personen, gegen
deren Aufnahme in die Wähler l is ten Einspruch
erhoben wurde , h ievon b innen zwei Tagen nach
Einlangen des Einspruches un t e r gleichzeitiger
Bekanntgabe der G r ü n d e zu verständigen.

(5) Ü b e r Einsprüche entscheidet die W a h l -
kommission b innen einer Woche nach Ablauf
der Einspruchsfrist (Abs. 1), auch wenn in dieser
Frist eine Äußerung des v o m Einspruch Ver -
ständigten nicht eingelangt ist. Gegen den Be-
scheid ist eine Berufung unzulässig.

(e) Die Wahlkommiss ion h a t ihre Entscheidung
dem Einspruchswerber und dem durch die E n t -
scheidung Betroffenen unverzüglich schriftlich
bekanntzugeben. Er forder t eine Entscheidung
der Wahlkommiss ion eine Richtigstellung oder
Ergänzung der Wähler l is ten, so h a t die W a h l -
kommission die entsprechende Richtigstel lung
u n d Abänderung entsprechend durchzuführen.

(7) Nach Abschluß des Einspruchsverfahrens
ha t die Wahlkommiss ion die Wähler l is ten abzu-
schließen. Die abgeschlossenen Wähler l is ten sind
der W a h l zugrunde zu legen.

W a h l k u v e r t s .

§ 13. Die Wahlkommission hat nach Ab-
schluß des Einspruchsverfahrens sämtlichen laut
Wählerlisten Wahlberechtigten ein Wahlkuvert
nach Muster (Anlage), das für die Aufnahme des
Stimmzettels bestimmt ist, sowie eine Briefhülle
mit der Anschrift der Wahlkommission mit dem
Vermerk „Wahlpapiere für die Wahl in die
Hauptversammlung der Pharmazeutischen Ge-
haltskasse für Österreich" durch Boten gegen
Zustellungsnachweis oder mittels eingeschriebe-
nen Briefes zuzusenden. Die Zusendung der
Wahlkuverts sowie der Briefhülle hat so recht-
zeitig zu erfolgen, daß sich jeder Wahlberech-
tigte spätestens eine Woche vor der Wahl im
Besitze des amtlichen Wahlkuverts befindet. Die
Zusendung des Wahlkuverts ist in der Wähler-
liste festzuhalten. Dieser Liste sind die Zustel-
lungsnachweise (Rückscheine) beizulegen. Für die
Wahlkörper der Dienstgeber und der Dienst-
nehmer sind von der Pharmazeutischen Gehalts-
kasse verschiedenfarbige Wahlkuverts aufzu-
legen.

W a h l v o r s c h l ä g e .

§ 14. (1) Wählergruppen, die sich an der Wahl-
werbung für die Pharmazeutische Gehaltskasse
beteiligen, haben ihre Wahlvorschläge spätestens
drei Wochen vor dem Wahltag der Wahlkom-
mission vorzulegen, die den Empfang des Wahl-
vorschlages unter Angabe der Zeit der Empfang-
nahme zu bestätigen hat.

(2) Die Wahlvorschläge müssen
a) von mindestens 20 Wahlberechtigten unter-

zeichnet sein;
b) ein Verzeichnis von höchstens doppelt so-

viel Wahlwerbern enthalten, als Mitglieder
in die Hauptversammlung der Pharma-
zeutischen Gehaltskasse zu wählen sind,
und zwar in der beantragten Reihenfolge
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unter Angabe des Vor- und Zunamens, der
Geburtsdaten und der Anschrift sowie der
Angabe, ob der Wahlwerber der Gruppe
der Dienstnehmer oder der Dienstgeber
angehört;

c) einen der Unterzeichneten als Zustellungs-
bevollmächtigten der Wählergruppe an-
führen, widrigenfalls der Erstunterzeich-
nete als Zustellungsbevollmächtigter gilt.

(3) Der Wahlvorschlag kann durch Aufschrift
als Vorschlag einer bestimmten Organisation
oder Wählergruppe bezeichnet werden.

(4) Die Verbindung (Koppelung) von Wahl-
vorschlägen ist unzulässig.

§ 15. (1) Die Wahlkommission hat die inner-
halb der Einreichungsfrist überreichten Wahl-
vorschläge zu prüfen und vorhandene Bedenken
umgehend dem Zustellungsbevollmächtigten der
Wählergruppe mitzuteilen. Zur Behebung der
Mängel ist eine Frist von drei Tagen zu setzen.
Änderungen im Wahlvorschlag oder dessen Zu-
rückziehung sind vom Zustellungsbevollmächtig-
ten der Wählergruppe spätestens bis zum Ablauf
des siebenten Tages vor Beginn der Wahlhand-
lung der Wahlkommission mitzuteilen. Ände-
rungen im Wahlvorschlag durch Streichung oder
Neuaufnahme von Wahlwerbern sowie die Zu-
rückziehung des Wahlvorschlages müssen von
sämtlichen Wahlberechtigten gefertigt sein, die
den seinerzeitigen Wahlvorschlag unterzeichnet
haben.

(2) Nicht zu verlautbaren sind Wahlvorschläge,
die verspätet überreicht wurden, ferner Wahl-
vorschläge, die nicht die erforderliche Anzahl von
Unterschriften tragen oder keinen einzigen
wählbaren Wahlwerber enthalten, wenn das
Berichtigungsverfahren im Sinne des Abs. 1 er-
folglos geblieben ist.

(3) Wahlwerber , denen die Wählbarkei t fehlt,
sind von der Wahlkommission aus dem Wahl -
vorschlag zu streichen. Ebenso sind die N a m e n
jener Personen zu streichen, die ungeachtet des
nach Abs. 1 durchgeführten Berichtigungsver-
fahrens so unvollständig bezeichnet sind, daß
über ihre Ident i tä t Zweifel bestehen.

(4)) Weisen mehrere Wahlvorschläge für die
Wahl in die Hauptversammlung der Pharma-
zeutischen Gehaltskasse den N a m e n desselben
Wahlwerbers auf, so ist dieser v o n der Wah l -
kommission aufzufordern, b innen drei Tagen
zu erklären, für welchen der Wahlvorschläge er
sich entscheidet. Gibt ein solcher Wahlwerber
innerhalb der gestellten Frist seine Entscheidung
nicht bekannt , so ist er aus den später einge-
brachten Listen zu streichen.

(5) Wi rd kein Wahlvorschlag überreicht, oder
reicht der einzige Wahlvorschlag nicht aus, u m
die Hauptversammlung der Pharmazeutischen
Gehaltskasse vollständig zu besetzen, so hat die

Wahlkommission das Wahlverfahren mittels
neuerlicher Ausschreibung unverzüglich vom
neuen einzuleiten.

(G) Die Wahlkommission hat die ordnungs-
gemäß erstellten, beziehungsweise ergänzten
Wahlvorschläge in der amtlichen „Wiener
Zei tung" und in der „Österreichischen Apothe-
kerzei tung" nach Prüfung spätestens fünf
Tage vor dem Wahltag kundzumachen. Die
Wahlkommission hat dafür zu sorgen, daß die
für die W a h l zugelassenen Wahlvorschläge
während der letzten fünf Tage vor dem Wahltag
an den in der Wahlkundmachung bezeichneten
Stellen zur Einsichtnahme aufgelegt bleiben.

A b s t i m m u n g s v e r f a h r e n .

§ 16. (1) An der Wahl dürfen sich nur Per-
sonen beteiligen, deren Namen in den abge-
schlossenen Wählerlisten (§ 12 Abs. 7) einge-
tragen sind.

(2) Wahlberechtigte, die im Gebiet der Bundes-
haupts tadt Wien außerhalb der Gemeinde-
bezirke I bis X X I oder in den übrigen Bundes-
ländern ihren Berufssitz haben, können ihr
Wahlrecht durch Übersendung des den Stimm-
zettel enthal tenden Wahlkuver ts an die Wahl -
kommission durch die Post ausüben.

(3) Jeder Wahlberechtigte, der auf diese Ar t
sein Wahlrecht ausübt, ist jedoch verpflichtet,
sich des ihm von der Wahlkommission über-
mit te l ten amtlichen Wahlkuver ts (§ 13) mittels
der hiezu beigelegten Briefhülle zu bedienen,
dasselbe sorgfältig zu verschließen und auf dem
anhängenden Kuvertabschnitte die dor t befind-
lichen Vordrucke (Name und Anschrift usw.)
mittels Schreibmaschinenschrift oder leserlicher
Handschrift auszufüllen. Die Anbr ingung anderer
Vermerke, Zeichen usw. auf dem Wahlkuver t
durch den Wahlberechtigten macht die Stimme
ungültig.

(4) Die Briefhülle m i t dem Wahlkuver t kann
durch die Post in Form eines eingeschriebenen
Briefes an die Wahlkommission eingesendet
werden oder dieser am Wahltage bis vor
Schluß der Stimmabgabe überbracht werden.
Die Übersendung geschieht auf Kosten und Ge-
fahr des Wahlberechtigten.

(5) Die Verwendung eines anderen als des zu-
gesandten amtlichen Wahlkuver ts macht die
darin befindliche Stimme ungültig.

(6) Die Wahlkommission ist verpflichtet, dem
Wähler auf sein Verlangen die Übernahme des
Wahlkuver t s zu bestätigen.

(7) De r Wahlkommissär hat die bei der Wahl-
kommission bis zum Wahl tag einlangenden
Wahlkuver ts zu sammeln und für deren sichere
und geordnete Aufbewahrung bis zum Wahltage
zu sorgen.
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§ 17. (1) Wahlberechtigte, die innerhalb der
Gemeindebezirke I bis X X I der Bundeshaupt-
stadt Wien ihren Berufssitz haben, können ihr
Wahlrecht nu r durch persönliche Abgabe ihrer
Stimme ausüben.

(2) Die Wahlkommission ha t Vorsorge zu
treffen, daß den in Abs. 1 angeführten Wahl -
berechtigten die persönliche Abgabe ihrer
St immen ermöglicht wird.

(3) Das Wahl lokal (Amts raum der W a h l k o m -
mission) sowie die zu r Durchführung der Wah len
erforderlichen Einrichtungsgegenstände, wie
Amtstische für die Wahlkommiss ion , die W a h l -
u rnen und die erforderlichen Wahlzel len, sind
von der Pharmazeutischen Gehaltskasse beizu-
stellen.

(4) Für die Einrichtung der Wahlzel len gelten
sinngemäß die Vorschrif ten der für die letzte
Wahl in den Nat ional ra t in Geltung gestandenen
Nationalratswahlordnung.

(5) Im Wahllokal sind die Wählerlisten der
beiden Wahlkörper , ein Abstimmungsverzeich-
nis, das nach dem Vorbilde eines Abst immungs-
verzeichnisses der geltenden Nat ionalratswahl-
ordnung anzufertigen ist, sowie ein Exemplar
dieser Verordnung aufzulegen.

(6) Für die persönliche Abgabe der Stimmzettel
sind Wahlkuver ts nach Muster (Anlage) in der
erforderlichen Anzahl bereitzustellen. Die
anhängenden Kuvertabschnitte sind vor Verwen-
dung abzutrennen.

§ 18. (1) A n dem von der Wahlkommission
festgesetzten Wahltage ha t sich die Wahlkom-
mission zur Durchführung des Abst immungs-
verfahrens sowie zur Feststellung des Abstim-
mungsergebnisses zu versammeln. De r W a h l k o m -
missär ha t für die Aufrechterhaltung der R u h e
und O r d n u n g bei der Wahlhandlung zu sorgen.

(2) Jede Wählergruppe, deren Wahlvorschlag
verlautbart worden ist, ist berechtigt, in das
Wahllokal einen Ver t rauensmann zu entsen-
den (§ 6).

(3) Jeder Wähler , der sein Wahlrecht durch
persönliche Stimmabgabe ausübt, ha t sich durch
eine U r k u n d e oder sonstige Bescheinigung, aus
der seine Ident i tä t ersichtlich ist, auszuweisen.

(4) Die Wahl ist geheim. Der Wähler t r i t t vor
die Wahlkommission, nenn t seinen Namen und
den Berufssitz. Er erhält vom Wahlkommissär ,
sofern sein N a m e in den Wählerlisten verzeich-
net ist, auf Verlangen ein seinem Wahlkörper
entsprechendes Wahlkuver t und einen leeren
Stimmzettel.

(5) Der Wähler begibt sich sodann in die Wah l -
zelle, legt den ausgefüllten Stimmzettel in das
Kuver t und übergibt nach Verlassen der Wah l -
zelle das Kuver t verschlossen dem Wahlkom-
missär, der es uneröffnet in die für den betref-

fenden Wahlkörper vorgesehene Wahlurne legt.
Nach Abgabe der Stimme ist der N a m e des
Wählers von einem Mitglied der Wahlkommis-
sion in der Wählerliste abzustreichen; der N a m e
des Wählers, der seine St imme abgegeben hat ,
ist in das fortlaufend geführte Abst immungs-
verzeichnis un te r Beisetzung der fortlaufenden
Zahl der Wählerliste einzutragen.

(6) Eine Entscheidung über die Zulassung zur
Stimmabgabe steht der Wahlkommission nu r
dann zu, wenn sich bei der Stimmabgabe Zweifel
über die Ident i tä t des Wählers ergeben.

§ 19. (1) Als gültig wird jeder Stimmzettel an-
gesehen, der für einen verlautbarten Wahlvor -
schlag abgegeben worden ist.

(2) W e n n ein Kuver t mehrere für dieselbe
wahlwerbende Gruppe gültig ausgefüllte St imm-
zettel enthäl t , so sind sie als einzige Stimme zu
zählen; enthäl t es mehrere gültig ausgefüllte
Stimmzettel , die auf verschiedene Wahlvorschläge
lauten, so sind alle St immzettel ungültig.

(3) Stimmzettel , die keine Aufschrift tragen,
oder Kuverts , die keinen Stimmzettel enthalten,
sind als ungültige St immen zu zählen.

§ 20. (1) Unmi t te lbar nach Ablauf der am
Wahltag für die Stimmabgabe festgesetzten Zeit
hat die Wahlkommission die durch die Post ein-
gelangten oder ihr bis zum Schlusse der Wahl -
handlung am Wahltage persönlich überbrachten
amtlichen Wahlkuver ts zu behandeln.

(2) Bei jedem Wahlkuver t wird der aus dem
Anhängeabschnitt des Wahlkuver ts ersichtliche
N a m e des Wahlberechtigten in der Wählerliste
abgestrichen und im zugehörigen Abst immungs-
verzeichnis un te r fortlaufender Zahl sowie un te r
Beisetzung der fortlaufenden N u m m e r der
Wählerliste vermerkt . Gleichzeitig wird in der
Wählerliste die entsprechende Zahl des A b -
stimmungsverzeichnisses eingetragen.

(3) Hierauf ha t der Wahlkommissär den an-
hängenden Abschnitt vom Wahlkuver t abzu-
t rennen und zu vernichten, das Wahlkuver t
selbst aber im geschlossenen Zustande in die für
den zugehörigen Wahlkörper best immte Wahl -
urne zu legen.

§ 2 1 . Die Wahlkommission, hat zu entscheiden,
ob ein Wahlkuver t für die Abgabe in die Wah l -
urne zuzulassen ist ( § 1 9 Abs. 2), wenn sich hier-
über Zweifel ergeben.

S t i m m e n z ä h l u n g .

§ 22. (1) Wenn alle bei der Wahlkommission
vorliegenden amtlichen Wahlkuverts gemäß § 20
behandelt worden sind, erklärt der Wahlkom-
missär die Stimmabgabe für abgeschlossen.

(2) Die Wahlkommission mischt sodann gründ-
lich die in der Wahlurne befindlichen Wahl-
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kuverts , entleert die Wahlurnen und stellt,
nach den W ä h l e r g u p p e n gesondert, fest:

a) die Zahl der v o n der Stimmabgabe aus-
geschlossenen Wahlkuver t s ;

b) die Zahl der aus der Wahlu rne entleerten
Wahlkuver ts ;

c) die Zahl der im zugehörigen Abst immungs-
verzeichnis eingetragenen Wahlberech-
tigten;

d) den mutmaßlichen Grund , wenn die Zahl
zu lit. b mi t der Zahl zu lit. c nicht über-
einst immt.

(S) Die Wahlkommission eröffnet hierauf die
abgegebenen Wahlkuver ts , en tn immt die St imm-
zettel, überprüft deren Gültigkeit, versieht die
ungültigen Stimmzettel mi t fortlaufenden
N u m m e r n und stellt fest:

a) die Gesamtsumme der abgegebenen gül-
tigen und ungültigen St immen;

b) die Summe der gültigen St immen;
c) die auf die einzelnen Wahlvorschläge ent-

fallenden abgegebenen gültigen Stimmen.

E r m i t t l u n g s v e r f a h r e n .

§ 23. (1) Die Wahlkommission ermit tel t so-
dann getrennt für die beiden Wählergruppen
die auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallen-
den Mandate.

(2) Die bei den Wählergruppen sich ergeben-
den Mandate werden auf die Wahlvorschläge
auf Grund der Wahlzahl verteilt. Die Wahlzahl
wird gefunden, indem die für die einzelnen
Wahlvorschläge abgegebenen gültigen Summen,
nach ihrer Größe geordnet, nebeneinander ge-
schrieben werden; un te r jeder Summe wird die
Hälfte, darunter das Dri t te l , das Viertel und
nach Bedarf noch weiter folgende Teilzahlen ge-
schrieben. Als Wahlzahl gilt bei bloß einem zu
vergebenden Mandat die größte, bei zwei zu
vergebenden Mandaten die zweitgrößte, bei drei
die dr i t tgrößte usw. Zahl der so angeschriebenen
Zahlen.

(3) Jede Wählergruppe erhält so viele Mandate,
als die Wahlzahl in ihrer St immensumme ent-
hal ten ist. W e n n nach dieser Berechnung zwei
Wählergruppen auf ein Mandat den gleichen
Anspruch haben, so entscheidet das Los.

(4) Nicht gewählte Bewerber auf einem Wahl -
vorschlag sind Ersatzmänner für den Fall, daß
ein Mandat im Wahlvorschlag erledigt wird.

(5) Die Wahlkommission hat hierauf von
jedem Wahlvorschlag so viele Bewerber, als auf
ihn Mandate entfallen, und zwar der Reihe nach,
wie sie im Wahlvorschlag angeführt sind, als ge-
wähl t zu erklären.

(6) Ihre N a m e n sind, get rennt nach den beiden
Wählergruppen, in der amtlichen „Wiener
Zei tung" u n d der „Österreichischen Apotheker-
zeitung" zu verlautbaren.

N i e d e r s c h r i f t .

§ 24. (1) Die Wahlkommission hat den Vor-
gang des Abstimmungsverfahrens, das Abstim-
mungsergebnis sowie das Wahlergebnis in einer
Niederschrift zu beurkunden.

(2) Die Niederschrift ha t mindestens zu ent-
halten:

a) die Bezeichnung des Ortes der Amtshand-
lung;

b) die N a m e n der an- u n d abwesenden Mit-
glieder der Wahlkommission;

c) die N a m e n der anwesenden Vertrauens-
leute der verschiedenen Wählergruppen;

d) die Zeit des Beginnes und Schlusses des
Abstimmungsverfahrens am Wahltage;

e) sonstige Beschlüsse der Wahlkommission,
die während des Abstimmungsverfahrens
gefaßt wurden;

f) die Feststellung der Wahlkommission nach
§ 22 Abs. 2 und 3, wobei, wenn ungültige
Stimmen festgestellt wurden, auch der
Grund der Ungült igkeit anzuführen ist;

g) das endgültige Wahlergebnis (§ 23), ge-
t rennt nach den beiden Wählergruppen.

(3) Der Niederschrift sind gesondert für jede
Wählergruppe anzuschließen:

a) die Wählerlisten;
b) die Abstimmungsverzeichnisse;
c) die ungültigen Stimmzettel , die in abgeson-

derten Umschlägen mi t entsprechenden
Aufschriften zu versehen und zu ver-
packen sind;

d) die gültigen Stimmzettel , die nach Wahl-
vorschlägen geordnet, in abgesonderten
Umschlägen mi t entsprechenden Auf-
schriften zu versehen und zu verpacken
sind.

(4) Die Niederschrift ist hierauf von den Mit-
gliedern der Wahlkommission zu unterfertigen.
Wird sie nicht von allen Mitgliedern unter-
schrieben, ist der Grund hiefür anzugeben.

(5) Die Niederschrift samt ihren Beilagen bildet
den Wahlakt der Wahlkommission.

(6) Der Wahlak t der Wahlkommission ist nach
Ablauf der im § 25 Abs. 1 genannten Frist dem
Bundesministerium für soziale Verwaltung zu
übermitteln.

E i n s p r u c h g e g e n d i e E r m i t t l u n g .

§ 25. (1) Dem zustellungsbevollmächtigten Ver-
treter eines Wahlvorschlages, der gemäß § 15
Abs. 6 ver lautbar t wurde, steht es frei, binnen
einer Woche nach Ver lautbarung des Wahl -
ergebnisses (§ 23) gegen die Ermit t lung des
Wahlergebnisses bei der Wahlkommission Ein-
spruch zu erheben.
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(2) Wird ein solcher Einspruch erhoben, so
überprüft die Wahlkommission auf Grund der
ihr vorliegenden Schriftstücke das Wahlergebnis.
Ergibt sich aus diesen Schriftstücken die Un-
richtigkeit der Ermit t lung, so ha t die Wahl -
kommission das Ergebnis sofort richtigzustellen,
die Verlautbarung für nichtig zu erklären und
das richtige Ergebnis kundzumachen.

(3) Findet die Wahlkommission keinen Anlaß
zur Richtigstellung, so ist der Einspruch abzu-
weisen.

(4) Gegen die Entscheidung der Wahlkommis-
sion über Einsprüche gemäß den Abs. 2 und 3 ist
eine Berufung unzulässig.

V e r s t ä n d i g u n g v o n d e r W a h l .

§ 26. Jedes in die Hauptversammlung der
Pharmazeutischen Gehaltskasse gewählte Mit-
glied erhält von der Wahlkommission eine Ver-
ständigung über die erfolgte Wahl. Die Wahl
gilt als angenommen, wenn die Berufung nicht

innerhalb von acht Tagen nach Verständigung
abgelehnt wird.

§ 27. Die nach dieser Verordnung abzuhalten-
den Wahlen stehen un te r dem Schutz des Ge-
setzes vom 26. Jänner 1907, RGBl. N r . 18, be-
treffend strafrechtliche Bestimmungen zum
Schutze der Wahl - u n d Versammlungsfreiheit.

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n .

§ 28. Für die Berechnung und den Lauf der
in dieser Verordnung vorgesehenen Fristen gel-
ten die Bestimmungen der §§ 32 und 33 des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950,
BGBl. Nr. 172/1950.

§ 29. Die Kosten, die sich aus der Durch-
führung der Wahlen in die Pharmazeutische
Gehaltskasse ergeben, sind von der Pharma-
zeutischen Gehaltskasse zu tragen.

Maisel
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Anlage

zu den §§13 und 17 zur Gehaltskassen-Wahlordnung
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37. Verordnung der Bundesregierung vom
12. Feber 1952, womit die Sprengel der
Bezirksgerichte Gleisdorf und Graz-Umge-

bung geändert werden.

Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Über-
gangsgesetzes vom 1. Oktober 1920, in der
Fassung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925,
wird mit Zustimmung der Steiermärkischen
Landesregierung verordnet:

§ 1. Die Gemeinden Affenberg und Präbach
werden aus dem Sprengel des Bezirksgerichtes
Gleisdorf ausgeschieden und dem Sprengel des
Bezirksgerichtes Graz-Umgebung zugewiesen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit dem 1. April
1952 in Kraft.

Figl Schärf Helmer Tschadek
Kolb Maisel Kamitz Thoma
Böck-Greissau Waldbrunner Gruber

38. Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
13. Feber 1952, womit die Zeitungspostord-

nung abgeändert wird.

Auf Grund des § 24 des Postgesetzes
(Ah.Patent vom 5. November 1837, PGS. Nr. 47
aus 1838) wird verordnet:

Der § 39 der mit der Verordnung des Bundes-
ministeriums für Verkehr vom 10. Jänner 1950,
BGBl. Nr. 44, erlassenen Zeitungspostordnung
hat zu lauten:

§ 39. Ü b e r m i t t l u n g d e r B e z u g s -
b e s t ä t i g u n g e n ( I n k a s s o s c h e i n e ) an
d i e A b s a t z p o s t ä m t e r d u r c h d i e

H e r a u s g e b e r .

(1) Der Herausgeber ha t dem AbsPA. die ein-
zuhebenden Zeitungsgelder mitzutei len. Dies
geschieht

1. durch die m i t den Bezugs(Zahlungs)Bestäti-
gungen vereinigten Bezugslisten oder

2. durch Einhebungskar ten , denen so viele
Bezugs(Zahlungs)Bestätigungen (Inkassoscheine)
beizufügen sind, als Einhebungen durchgeführ t
werden sollen.

(2) Die Einhebungskar ten der ersten Übe r -
sendung verbleiben bei den AbsPÄ. Bei den
nächstfolgenden Vorschreibungen haben die
Herausgeber den AbsPÄ. n u r m e h r die Bezugs-
(Zahlungs)Bestätigungen (Inkassoscheine) jener
Zeitungsbezieher, deren Einhebungskar ten beim
AbsPA. verblieben sind, ferner die Einhebungs-
kar ten u n d die dazugehörigen Zahlungsbestät i -
gungen neu h inzu t re tender Zeitungsbezieher zu
übermit te ln . Die Einhebungskar ten ausgeschie-

dener Zeitungsbezieher werden von den AbsPÄ.
an die Herausgeber zurückgesendet.

(3) Die mi t den Bezugsbestätigungen vereinig-
ten Bezugslisten sowie die Einhebungskar ten m i t
den dazugehörigen Bezugs(Zahlungs)Bestätigun-
gen (Inkassoscheinen) sind von den Herausgebern
nach den von der Post vorgeschriebenen Mus te rn
beizustellen. Erstere sind mi t Durchdruck auszu-
füllen. Die Übersendung ha t mi t freigemachtem
Brief oder durch Anschluß a n das Ze i tungsbund
zu erfolgen.

Waldbrunner

39. Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 16. Feber 1952, be-
treffend die Errichtung einer israelitischen
Kultusgemeinde in Innsbruck und die Fest-

stellung ihres Sprengels.

Auf Grund des § 3 Abs. 2 sowie der §§ 4
und 7 des Gesetzes vom 21. März 1890, RGBl.
Nr. 57, betreffend die Regelung der äußeren
Rechtsverhältnisse der israelitischen Religions-
gesellschaft, wird verordnet:

§ 1. Der Errichtung einer israelitischen Kultus-
gemeinde in Innsbruck wird die staatliche Ge-
nehmigung erteilt; als ihr Sprengel werden die
Bundesländer Tirol und Vorarlberg festgestellt.

§ 2. Die Feststellung des Sprengeis dieser
Kultusgemeinde tritt mit dem Tage der Kund-
machung der vorliegenden Verordnung in Wirk-
samkeit und ist von diesem Tage angefangen
die israelitische Kultusgemeinde in Innsbruck als
konstituiert anzusehen.

Kolb

40. Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 16. Feber 1952, be-
treffend Anordnungen über die Bestellung
des provisorischen Kultusgemeindevorstandes
und die vorläufige Besorgung der Gemeinde-
angelegenheiten der neu errichteten israeli-

tischen Kultusgemeinde Innsbruck.

Auf Grund des § 29 Abs. 2 des Gesetzes vom
21. März 1890, RGBl. Nr. 57, betreffend die
Regelung der äußeren Rechtsverhältnisse der
israelitischen Religionsgesellschaft wird verordnet:

§ 1. Für die in § 1 der Verordnung des
Bundesministeriums für Unterricht vom 16. Fe-
ber 1952, BGBl. Nr. 39, bezeichnete israelitische
Kultusgemeinde in Innsbruck ist ein provisori-
scher Kultusgemeindevorstand, bestehend aus
fünf Mitgliedern, durch Wahl zu bestellen.

§ 2. Bei dieser Wahl sind alle israelitischen
Männer und Frauen wahlberechtigt, die in den
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Bundesländern Ti ro l und Vorarlberg ihren
ordentlichen Wohnsi tz haben und zum Gemeinde-
ra t der Landeshauptstadt Innsbruck wahl-
berechtigt sind (§§ 11 bis 13 der Innsbrucker
Gemeindewahlordnung, Gesetz vom 16. Dezem-
ber 1948, Landesgesetz- und Verordnungsbla t t
für Ti ro l N r . 15/1949) oder es wären, wenn sie
ihren ordentlichen Wohns i tz im Stadtgebiet von
Innsbruck hät ten.

§ 3 . Wählbar ist jeder Wahlberechtigte (§ 2),
der die Wählbarkei t zum Gemeinderat der
Landeshauptstadt Innsbruck besitzt ( § 1 4 der
zit ierten Innsbrucker Gemeindewahlordnung)
oder sie besäße, wenn er im Stadtgebiet von Inns-
bruck seinen ordentlichen Wohns i tz hät te .

§ 4. Die Mitglieder des provisorischen Kultus-
gemeindevorstandes werden, abgesehen von der
Bestimmung des § 8 Abs. 3 auf Grund des
gleichen, unmit te lbaren, geheimen u n d persön-
lichen. Verhältniswahlrechtes gewählt.

§ 5. Bei der Wahl des provisorischen Kultus-
gemeindevorstandes sind die Bestimmungen der
im § 2 genannten Innsbrucker Gemeindewahl-
o rdnung dem Sinne nach anzuwenden, soweit
diese Verordnung nichts anderes vorschreibt.

§ 6. (1) Die gemäß § 15 bis § 55 der im § 2
genannten Innsbrucker Gemeindewahlordnung
den Wahlbehörden zukommenden Aufgaben
obliegen dem Wahlausschuß.

(2) Der Wahlausschuß besteht aus einem Vor -
sitzenden als Wahllei ter und zwei weiteren Mit-
gliedern. Sie werden vom Landeshauptmann von
Tiro l aus der Mitte der zum provisorischen
Kultusgemeindevorstand wählbaren Personen
(§ 3) berufen.

(3) Eine Berufung gegen die Entscheidung des
Wahlausschusses ist unzulässig.

§ 7. Ein Wahlvorschlag m u ß von mindestens
10 Wähle rn unterfert igt sein.

§ 8. (1) Die Wahlhandlung ha t in Innsbruck
zu erfolgen u n d wird vom Wahlausschuß in
Anwesenheit eines Vert re ters des Magistrates der
Landeshauptstadt Innsbruck als Bezirksverwal-
tungsbehörde durchgeführt. Der Ver t re te r des
Magistrates der Landeshauptstadt Innsbruck ha t
die Einhal tung der Wahlvorschrif ten z u über-
wachen.

(2) Die Wählers t immen können auch im Post-
wege in verschlossenem Umschlag, spätestens bis
zum Ende des Wahltages, abgegeben werden.

(3) Falls nu r ein Wahlvorschlag überreicht wird,
entfällt die W a h l und gelten die in diesem Wahl -
vorschlag namhaft gemachten Personen als ge-
wählt .

§ 9. (1) Der provisorische Kultusgemeinde-
vorstand wähl t un te r der Leitung des ältesten

Mitgliedes den provisorischen Kultusgemeinde-
vorsteher und dessen Stellvertreter.

(2) Einwendungen gegen die W a h l können
binnen drei Tagen beim Magistrat der Landes-
haupts tadt Innsbruck als Bezirksverwaltungs-
behörde eingebracht werden; eine Berufung
gegen die Entscheidung hierüber ist unzulässig.

(3) De r Magistrat der Landeshauptstadt Inns-
bruck als Bezirksverwaltungsbehörde kann auf
G r u n d von solchen Einwendungen sowie auf
G r u n d von Wahrnehmungen seines Vertreters
bei der Wahlhandlung, diese für ungült ig erklä-
ren und eine neue W a h l anordnen, wenn bei
dem über die e rwähnten Einwendungen oder
Wahrnehmungen eingeleiteten Verfahren Rechts-
widrigkeiten festgestellt worden sind, deren
Unterbleiben ein anderes Wahlergebnis zur Folge
gehabt hät te .

(4) Die gewählten Vorstandsmitglieder sind den
Landeshauptmännern von Ti ro l und Vorarlberg
im Wege des Magistrates der Landeshauptstadt
Innsbruck anzuzeigen.

§ 10. (1) Der provisorische Kultusgemeinde-
vors tand besorgt die Angelegenheiten der Kultus-
gemeinde, bis die W a h l u n d Konst i tuierung des
ordentlichen Kultusgemeindevorstandes gemäß
den zu erlassenden Statuten erfolgt ist.

(2) Der provisorische Kultusgemeindevorstand
hat den Entwurf eines Statutes der Kultus-
gemeinde zu verfassen u n d binnen eines Monates
nach Inkraf t t re ten dieser Verordnung im Wege
des Landeshauptmannes von Tirol dem Bundes-
ministerium für Unter r icht zur Genehmigung
vorzulegen.

§ 11. Der provisorische Kultusgemeindevor-
steher oder sein Stellvertreter führt den Vorsi tz
in den Sitzungen des provisorischen Kultus-
gemeindevorstandes, ver t r i t t die Kultusgemeinde
nach außen, vollzieht seine Beschlüsse u n d führ t
die laufenden Geschäfte.

Kolb

41. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 1. Feber 1952 über den Beitritt weiterer
Staaten zur Verfassung der Organisation der
Vereinten Nationen für Erziehung, Wissen-

schaft und Kultur (UNESCO).

Nach einer Mitteilung der britischen Re-
gierung haben bis zum 11. Juli 1951 folgende
weitere Staaten die Verfassung der Organisition
der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur (UNESCO) — BGBl.
Nr. 49/1949 — angenommen: Japan, Kam-
bodscha, Vietnam, Laos und die Deutsche
Bundesrepublik.

Figl
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42. Kundmachung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 8. Feber
1952 über die teilweise Aufhebung des § 3
Z. 13 des Anhanges zur Verordnung des
Bundesministeriums für Handel und Wieder-
aufbau vom 15. Juli 1947, BGBl. Nr. 223,
über die Errichtung der Fachgruppen und
Fachverbände der gewerblichen Wirtschaft

(Fachgruppenordnung).

Gemäß Ar t . 139 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 u n d des § 60
Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1930,
BGBl. N r . 127, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof ha t mi t Er-
kenntnis v o m 19. Dezember 1951, Z. V 11/51/9,
in § 3 Z. 13 des Anhanges zur Verordnung des
Bundesministeriums für Hande l u n d Wieder-
aufbau vom 15. Juli 1947, BGBl. N r . 223 (Fach-
gruppenordnung) , in der Bezeichnung des Bun-
desgremiums die W o r t e : „Zeitungen und Zeit-
schriften" und in der Liste der dem Bundes-
gremium eingegliederten Betriebe die W o r t e :
„den Zeitschriftenvertrieb (Kleinhandel, Groß-
handel und werbenden Zeitschriftenhandel)" als
gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit dem Tage dieser
Kundmachung in Kraft.

Böck-Greissau


